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Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU

Die künftige Meerespolitik der EU – Auswirkungen des Grünbuchs auf Bremen und
Bremerhaven

Die  EU-Kommission  strebt  für  den  maritimen  Sektor  eine  integrierte  EU-Meeres-
politik an. In diesem Kontext hat die Europäische Kommission am 7. Juni 2006 das
Grünbuch „EU-Meerespolitik“ vorgelegt und damit die rund ein Jahr dauernde Kon-
sultationsphase  eröffnet.  Die  Ergebnisse  des  Konsultationsprozesses  werden  rich-
tungweisend für die Ausgestaltung einer gemeinsamen europäischen Meerespolitik
sein. Die Konsultationsphase eröffnet die Möglichkeit, gegenüber der Europäischen
Kommission zu dem Grünbuch Stellung zu beziehen.

Die Bürgerschaft (Landtag) möge vor diesem Hintergrund beschließen:

1. Der  Senat  wird  gebeten  darzulegen,  welche  Bedeutung  er  dem  von  der  EU-
Kommission vorgelegten Grünbuch zur Meerespolitik insbesondere für das Land
Bremen beimisst. Dabei möge er darüber informieren,

a) wie sich das Land Bremen bisher in den Entstehungsprozess des Grünbuchs
eingebracht hat und

b) welche Chancen und Risiken sich für das Land Bremen aus heutiger Sicht
abzeichnen.

2. Der Senat möge erläutern, wie er sich an dem europaweiten Konsultationsprozess
beteiligt, um die spezifischen Interessen des maritimen Standortes des Landes
Bremen angemessen in den Schlussfolgerungen der EU-Kommission zu veran-
kern. Von Interesse ist in diesem Zusammenhang auch, welche Rolle dabei die
Zusammenarbeit mit den norddeutschen Küstenländern zur Wahrung gemeinsa-
mer Interessen spielt.

3. Der Senat wird gebeten darzulegen, welche für den maritimen Standort Bremen/
Bremerhaven besonders bedeutsamen Schwerpunkte er im Grünbuch sieht und
wie er diesen bei der Formulierung der Positionen angemessene Berücksichti-
gung verschaffen will.

4. Der Senat wird aufgefordert, sich bei seiner Einflussnahme im Konsultationspro-
zess so einzubringen, dass die für das Land Bremen zentralen Wirtschafts- und
Arbeitsbereiche  Häfen  und  Logistik  sowie  Entwicklungsmöglichkeiten  in  den
maritimen  Wissenschafts-  und  Technologieneinrichtungen  besonders  berück-
sichtigt werden. Dabei ist herauszustellen, dass Bremen sich als unabdingbare
Voraussetzung für die dauerhafte Nutzung der Meere für eine nachhaltige Be-
wirtschaftung und ein hohes Schutzniveau der Meeresumwelt einsetzt.

5. Der Senat wird aufgefordert, der Bürgerschaft (Landtag) den erbetenen Bericht
rechtzeitig vor der Bürgerschaftssitzung im Dezember 2006 vorzulegen und das
Parlament anschließend regelmäßig über den Fortgang des Konsultationsprozesses
zu informieren.
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